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Sitzung des Landschaftsausschusses am 11.03.2005
Beschluss zu TOP 20.15 : Haushalt 2005 „ambulant vor stationär“

zu Ziffer 1. des Antrages 12/31

Beanstandung gem. § 19 LVerbO

Sehr geehrter Herr Dr. Wilhelm,

sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit




beanstande

ich gem. § 19 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 LVerbO die Ziffer 1 des o.g.  Beschluss, da er geltendes Recht verletzt. 

In der o.g. Sitzung des Landschaftsausschusses hat dieser zu Ziffer 1 des Antrages 12/31 beschlossen, 

dass der Landschaftsverband Rheinland im Rahmen eines Modellversuches befristet bis zum Jahre 2010 bei der Inanspruchnahme von Eingliederungshilfeleistungen des ambulant betreuten Wohnens auf die Kostenbeteiligung der Leistungsempfänger/innen aus Einkommen und Vermögen sowie auf die Heranziehung Unterhaltspflichtiger schnellstmöglich und ab einen einheitlichen Zeitpunkt verzichtet. 

Dieser Beschluss verletzt aus folgenden Gründen geltendes Recht :

Der Verzicht auf die Heranziehung von Leistungsempfängern zu Kostenbeiträgen und Unterhaltspflichtiger zu Unterhaltsbeiträgen verstößt gegen §§ 2, 19 Abs. 3 i.V.m. 82 - 94  SGB XII und ist damit rechtswidrig. 

Nach § 2 Abs. 1 SGB XII erhält Sozialhilfe nicht, wer sich vor allem durch Einsatz seiner Arbeitskraft, seines Einkommens und seines Vermögens selbst helfen kann oder wer die erforderliche Leistung von anderen, insbesondere von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen erhält ( so genanntes Subsidiaritätsprinzip oder Nachranggrundsatz in der Sozialhilfe).

Hilfegewährung und Nachranggrundsatz, d.h. auch Einkommens- und Vermögenseinsatz, stehen in einem engen Zusammenhang bzw. bedingen einander : Sozialhilfe ist nach ihrem Grundgedanken Hilfe in einer Notlage. Sie ist zu gewähren, wenn der Hilfesuchende hilfebedürftig ist. Hilfebedürftigkeit besteht in dem Mangel an Mitteln bspw. bei fehlenden Mitteln zur Bestreitung des Lebensunterhalts. Sozialhilfe ist außerdem subsidiär. Sie erhält derjenige nicht, der sich selbst helfen kann. Es steht also nicht im Belieben des Hilfesuchenden, zwischen der Selbsthilfe und der Inanspruchnahme der Sozialhilfe zu wählen. Zur Selbsthilfe gehört vor allem der Einsatz des eigenen Einkommens und des Vermögens. Hierzu rechnet die Verwirklichung von Forderungen, die dem Hilfesuchenden zustehen. Die Hilfe nach dem BSHG bzw. SGB XII kann demnach nur - mit der notwendigen Prüfung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse - als letzte Möglichkeit in Anspruch genommen werden.

Konkretisiert wird der Nachranggrundsatz in den Vorschriften des Elften Kapitels SGB XII, das die Überschrift „Einsatz des Einkommens und des Vermögens“ trägt. Die Vorschriften der §§ 82 ff. (Einkommen) SGB XII sowie der §§ 90, 91 (Vermögen) SGB XII bestimmen inwieweit die Leistungsempfänger und die sonstigen in § 19 Abs. 1 – 3 SGB XII genannten Personen ihr Einkommen und Vermögen zur Bedarfsdeckung einzusetzen haben. Der Gesetz- und Verordnungsgeber hat mit den §§ 82 – 91 und 92 SGB XII ein engmaschiges Netz an Voraussetzungen geknüpft, wann es zum Einsatz des jeweiligen Einkommens  und Vermögens kommen muss.  

Nach § 19 Abs. 3 SGB XII ist den Leistungsempfängern und ihren dort genannten Angehörigen die Aufbringung der Mittel aus Einkommen und Vermögen nach den Vorschriften des 11. Kapitels (§§ 82 – 96 SGB XII = Vermögens- und Einkommenseinsatz) zuzumuten. In Verbindung mit § 92 Abs. 1 SGB XII folgt hieraus die Verpflichtung des Sozialhilfeträgers, vor Bewilligung der Maßnahme die Einkommens- und Vermögenssituation der Leistungsberechtigten (§ 19 Abs. 3 SGB XII) zu prüfen, um die Höhe des sozialhilferechtlichen Bedarfs festzustellen. 

Soweit also Einkommen und / oder Vermögen bei den jeweiligen Leistungsempfängern vorhanden ist und sie dieses nach den §§ 82 – 96 SGB XII einsetzen müssen, entsteht in dieser Höhe kein sozialhilferechtlicher Bedarf. Der Sozialhilfeträger ist nicht frei in der Entscheidung, ob jemand Sozialhilfe erhält und in welcher gesetzlichen Höhe. Die Leistungsempfänger haben einen Anspruch aufgrund eines bestimmten Bedarfs, der dann in dieser Höhe durch den Sozialhilfeträger zu befriedigen ist. Umgekehrt haben die Leistungsempfänger keinen Anspruch, wo sie ihren Bedarf  - teilweise – selbst decken können oder dieser Bedarf durch Leistungen Dritter – teilweise - befriedigt werden kann. Sozialhilfe wird also nur für den nicht gedeckten Bedarf bewilligt. Ganz ausnahmsweise wird in besonders gelagerten Einzelfällen 

( so genannte Härtefallregelung im konkreten Einzelfall ) das öffentliche Interesse an der Durchsetzung des Nachrangprinzips gegenüber dem privaten Interesse des Hilfesuchenden zurücktreten können ggf. sogar zurücktreten müssen. Keinesfalls können aber generelle, ganze Personengruppen ausnehmende Befreiungen vom Nachrangprinzip erfolgen. 
Ziffer 1 des beanstandeten Beschlusses sieht aber vor, von der bundesrechtlich vorgeschriebenen Erhebung von Kostenbeiträgen und der Heranziehung Unterhaltspflichtiger beim ambulant betreuten Wohnen allgemein abzusehen, also losgelöst von dem jeweils konkret bestehenden sozialhilferechtlichen Bedarf zu leisten. Damit liegt ein Verstoß gegen die §§ 2, 19 Abs. 3 i.V.m. 82 - 94  SGB XII vor. 

Ich bitte, erneut über die Angelegenheit zu beschließen, wie dies § 19 LVerbO vorschreibt.
Abschließend möchte ich noch kurz auf Folgendes hinweisen : Im Rahmen der Zuständigkeitsverlagerung des ambulant betreuten Wohnens von den örtlichen Sozialhilfeträgern auf die beiden Landschaftsverbände gab es Übergangsregelungen, nach denen zum Teil die entsprechenden Leistungsanbieter institutionell gefördert wurden. Inzwischen wurde diese Art der Förderung durch die sozialhilferechtliche Einzelfallfinanzierung abgelöst. Der Landschaftsverband Rheinland praktiziert das neue Verfahren seit dem 01.07.2004; der Landschaftsverband Westfalen – Lippe seit dem 01.01.2005. Das heißt, seit dem 01.01.2005 erfolgt die Feststellung des sozialhilferechtlichen Bedarfs und damit verbunden die Heranziehung zu Kostenbeiträgen und Unterhaltsleistungen in jedem Einzelfall nunmehr bei beiden Landschaftsverbänden einheitlich. 
Mit freundlichen Grüßen
M o l s b e r g e r

Landesdirektor
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Banken

KVB-Linien 1, 7, 8 und 9 (Deutzer Freiheit),
Westdeutsche Landesbank 60 061 (BLZ 300 500 00)

Bushaltestelle Deutzer Bahnhof, DB-Bahnhof Köln Messe/Deutz
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